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Ich bin gern einer von denen

Von Silvio  Borner

Der wahre Neoliberale ist für einen Staat, der stark ist. So stark, dass der sozial- und christlichdemokratische Umverteilungswahn keine Chance hat. Zur Ehrenrettung einer Vision. 

Liberalismus ist eine Strömung, die in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts aus der Glorreichen Revolution in England hervorgegangen ist und das 18. und 19. Jahrhundert geprägt hat. Wegweisender als die Französische Revolution, die alsbald in Diktatur und Staatsterror zurückfiel, war die Verfassung der USA. Liberalismus ist eine einfache Philosophie mit dramatischen Konsequenzen. Zentrale Idee ist die individuelle Freiheit in Verbindung mit rule of law. Die Einzelnen sind frei, ihre eigenen Interessen zu verfolgen, aber eben zum Schutze der anderen nur im Rahmen des Gesetzes. Historisch gesehen ging es den Liberalen nicht darum, eine ideale Staatsvision zu erfinden, sondern absolutistischen Herrschern bürgerliche Rechte abzutrotzen und die Macht des Staates zu begrenzen. Angelsächsischer Liberalismus war somit ein Reformprozess an den feudalen und absolutistischen Strukturen des Staates.

Daraus folgt unmittelbar, dass der Liberalismus an der Wiege des marktwirtschaftlichen Kapitalismus stand: Zentral waren private Eigentumsrechte, Handels- und Gewerbefreiheit, Mobilität von Gütern und Menschen. Aber der Liberalismus war auch Wegbereiter der politischen Demokratie. Er schuf individuelle Rechte wie auf körperliche Unversehrtheit (Habeas Corpus), Religions- und Pressefreiheit und die Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz. Daraus entstand vorerst eine elitäre Bourgeoisie. Und diese wiederum war der Vorläufer der modernen Demokratie, indem die gesellschaftliche und politische Mitwirkung aller Bürger ausgebaut wurde. Die USA waren zuerst einmal eine Republik und entwickelten sich erst später zur voll ausgebauten Demokratie – ohne Sklaverei, Rassensegregation oder Frauendiskriminierung. Letzteres schaffte die Schweiz, die sich gerne als die älteste Demokratie der Welt (selbst) darstellt, gerade mal vor circa dreissig Jahren: Freiheit und Rechtsstaat sind der harte Kern, Demokratie die Krönung einer liberalen Gesellschaft. Freiheitsrechte und Volksrechte sind nicht dasselbe. Die Freiheit des Einzelnen muss auch in der Demokratie geschützt bleiben, wenn wir keine «Tyrannei der Mehrheit» (Tocqueville) riskieren wol- len. Genauso wie der Souverän als absoluter Herrscher ist auch der Souverän als Volksherrschaft an die Verfassung und die Gewaltenteilung zu binden. 

Mit dem Ersten Weltkrieg ging dieser klassische Liberalismus weitgehend unter. Treibende Reformkräfte wurden der Sozialismus in Gestalt des Kommunismus oder des Nationalsozialismus, beides antiliberale und antidemokratische Bewegungen, die 1945 bzw. 1989 zusammenbrachen.

Zum endgültigen Siegeszug des Liberalismus ist es trotzdem nur in Francis Fukuyamas Schrift «The End of History» gekommen. In Tat und Wahrheit sind die wirklich liberalen Volkswirtschaften und Demokratien nach wie vor in der Minderheit. Noch werden die meisten Länder von autoritären Regimes regiert: von gewählten Diktatoren, mögen sie Lukaschenko oder Chávez heissen. Wahlen allein können den fehlenden Rechtsstaat auf der Basis liberaler Prinzipien nicht ersetzen. 

Die ideale Demokratie gibt es nicht


Liberale erkennt man also daran, dass sie einen starken Staat wollen, weil nur dieser die zentralen Freiheitsgarantien für eine liberale Marktwirtschaft und Demokratie glaubwürdig abgeben kann. Ohne dieses Fundament entsteht ein Mafia-Kapitalismus in einer entweder anarchischen oder autoritären politischen Ordnung. Das Gegenstück zum starken Staat ist allerdings dessen Begrenzung bezüglich seiner Zuständigkeit, seiner Verfassungstreue und seiner fiskalischen Zugriffsmöglichkeiten. 

Aber auch der Sozialismus ist alles andere als gestorben. Tot sind die Maximen des Kollektiveigentums und der zentralen Wirtschaftsplanung. Quicklebendig ist jedoch der sozial- und christlichdemokratische Umverteilungswahn, soziale Gerechtigkeit durch Umverteilung nach dem Mehrheitsprinzip zu schaffen. Hier berühren sich Sozialismus und Liberalismus gar, waren es doch Leute wie John Maynard Keynes oder Lord Beveridge, die als durchaus Liberale die gesamtwirtschaftliche Lenkung und den Sozialstaat lanciert haben, aber mit dessen Übermarchungen wohl nicht gerechnet haben. 

Hier treten die Neoliberalen auf die Bühne der Geschichte, um Menschen aus den Fängen des Interventions- und Umverteilungsstaates zu befreien. Deshalb der Ruf nach Liberalisierung, Deregulierung und Privatisierung. Der Neoliberalismus wurzelt viel weniger in einer Ideologie als vielmehr in der historischen Erfahrung, dass die unzähligen und oft gutgemeinten Interventionen in die Märkte letztlich zu viel Wohlstand und zu viel Freiheit kosten. Die klassischen Liberalen kämpften gegen einen allmächtigen Obrigkeitsstaat, die Neoliberalen gegen einen überbordenden Sozial- und Interventionsstaat. 

Die erste Gefahr für die liberale Demokratie sind «gewählte Diktatoren», die zweite ist der Populismus. Der argentinische Peronismus wie auch der deutsche Nationalsozialismus widerspiegelten durchaus den «Volkswillen». Hat der Populismus auch in unserer Demokratie eine Chance? Seit den siebziger Jahren hat sich die direkte Demokratie kontinuierlich ausgebreitet und ist zum dominanten Faktor der Politik geworden. Dies war eben nicht immer so, stieg doch die Anzahl von Volksabstimmungen von circa zwölf pro Jahrzehnt zu Anfang des 20. Jahrhunderts auf über hundert in der letzten Dekade. Aber mehr Mitsprache des Volkes ist nicht immer besser als weniger. Die Vorstellung eines Optimums sitzt tief in jedem Ökonomenhirn. Die Frage ist somit nicht die nach der Abschaffung der direkten Demokratie, sondern diejenige nach dem optimalen Verhältnis zwischen allgemeinen Wahlen und spezifischen Sachabstimmungen. Die Ausweitung der Staatstätigkeit in Form von steigenden Zwangsabgaben und Beschränkungen der Freiheit sind Hand in Hand mit einer populistischen Deregulierung der Demokratie einhergegangen.

Einig ist sich die wissenschaftliche Literatur darüber, dass die Macht im Staat vom Volk ausgehen muss und nicht von Vorrechten der Familie oder Klasse. Ein ideales Demokratiemodell für alle Länder und Zeiten gibt es jedoch nicht. Kernpunkt jeder Demokratie sind allgemeine und freie Wahlen. 

Hier irrt Rousseau


Die direkte Demokratie als unmittelbare Volksherrschaft gilt für sehr grosse Gemeinschaften als nicht funktionsfähig. In der Gemeinde sind die Probleme nicht nur überschaubar, sondern ihre Regulierungs- und Umver- teilungsmacht ist durch den Standortwettbewerb stark eingeschränkt. Ob Referenden und Initiativen die Qualität der Demokratie auf höherer Ebene verbessern, bleibt kontrovers. Als politisch gefährlich gelten von oben angeordnete «Plebiszite» sowie ein (wie z.B. in Kalifornien) zu weit gehendes Initiativrecht.

Die liberale Demokratietradition der USA beruht auf zwei Pfeilern: erstens den periodischen Wahlen als Sanktionsmechanismus gegenüber den Volksvertretern und zweitens den checks and balances, einschliesslich der Verfassungsgerichtsbarkeit. Dieses liberale Demokratieverständnis hat sich in der angelsächsischen Welt über Jahrhunderte entwickelt und bewährt.

Die populistische Version der Demokratie beruht demgegenüber auf den folgenden drei Axiomen:

1 - Das Volk ersetzt den ehemals «souveränen» Herrscher. Es hat somit in allen politischen Fragen das letzte Wort.

2 - Der Volkswille kann mit Abstimmungen eindeutig und demokratisch ermittelt werden.

3 - Die Menschen sind nur frei, wenn die Gesetze dem Volkswillen entsprechen.

Diese auf Jean-Jacques Rousseau zurückgehenden Elemente sind unhaltbar und anti-liberal. Zum ersten Punkt hat der Nobelpreisträger Amartya Sen den Konflikt zwischen Volksrechten und minimalen liberalen Freiheitsrechten aufgedeckt. Zum zweiten bewies der Nobelpreisträger Kenneth Arrow die Unmöglichkeit, faire und konsistente Abstimmungsergebnisse zu erhalten. 

Ein zweites Problem stellt die politische Diskussion dar. Ist diese nicht gegeben, so widerspiegeln die Voten eher Emotionen oder Illusionen. Die Anti-Schengen-Plakate waren hier wirklich «der letzte Schrei». Wird nur ein Bruchteil der Stimmen so abgegeben, sind Qualität und Legitimität des Volkswillens auch von daher fragwürdig. 

Mehr für mehr


Daraus folgt, dass Abstimmungen manipulierbar sind. So kann man durch eine geschickte Reihenfolge oder Abstimmungsmethode das Ergebnis vorbestimmen. Oder man kann irrelevante Alternativen einführen, um potenzielle Mehrheiten zu spalten. Selbst die Wahl des Zeitpunktes kann strategisch genutzt werden ebenso wie die Bündelung verschiedener Teilvorlagen in ein «Paket». Und dann wäre da auch noch die (nie gestellte) Frage nach dem Geld. 

Wenn es keinen eindeutigen Volkswillen gibt, dann kann dieser auch nicht absolute Gültigkeit beanspruchen. Es verwundert daher nicht, dass schon am Abend des Abstimmungssonntags ganz verschiedene Interpretationen des Volkswillens auftauchen. 

Der Föderalismus stand schon an der Wiege der modernen Schweiz. Nicht so die direkte Demokratie, die erst 1873 über das Abstimmen über Verfassungsänderungen hinausging und von da an bis in die neueste Zeit ständig ausgeweitet wurde. Dies muss(te) eines Tages über das Optimum hinausführen. Unsere Politik wird durch ständig wechselnde Mehrheiten von Sonderinteressen zu unverbundenen Einzelaspekten getrieben. Demokratie ist gut, aber «je direkter, desto besser» ist nicht besser. Die Überregulierung einer ehemals relativ freien Marktwirtschaft und die übermässige Deregulierung der ehedem (weise) begrenzten Demokratie gehen Hand in Hand. Dieser Prozess gefährdet nicht nur das wirtschaftliche Wachstum, sondern auch die Qualität der Demokratie. 

Schon vor zwanzig Jahren meinte Ralf Dahrendorf prophetisch: «In solch einer Zeit gewinnt Liberalismus neuen Schwung. Er löst sicher nicht alle Probleme; doch er wird eine Quelle der Dynamik bleiben, so dass mehr Menschen mehr Chancen haben können.» Will man dieser Vision Neoliberalismus sagen, bin ich gerne «einer von denen». 
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